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So gesehen So sieht es     Harm Bengen   

Tod des iranischen Präsidenten Raisi   

Nicht in 
meinem Namen    
Von Alexander Will

Lieber EU-Rats-Chef Charles Michel, lieber EU-Außenbeauf-
tragter Josep Borell, Sie haben nach dem Absturz des irani-

schen Präsidenten Ebrahim Raisi Ihr „aufrichtiges Beileid“ 
zum Tode des Mullahs nach Teheran geschickt. „Unsere Ge-
danken“ seien „bei den Familien“, schreiben Sie, Herr Michel. 
Herr Borrell spricht den Familien „unser Mitgefühl“ aus. Ich 
schätze, Sie haben sich geirrt, oder wurden von Ihrem teuren 
Beamtenapparat, schlecht beraten. Erlauben Sie mir also, Ihre 
Worte so zu korrigieren, dass sie politischen und moralischen 
Sinn ergeben. Eigentlich wollten Sie doch nach Teheran 
schreiben: 

„Die EU drückt ihr aufrichtiges Beileid den  Familien derje-
nigen aus, die während der Amtszeit Präsident Raisis 
 in der Ukraine durch iranische Drohnen getötet worden 
sind 
 im Libanon durch die vom Iran finanzierte Hisbollah er-
mordet wurden 
 im jemenitischen Bürgerkrieg durch die Iran-finanzierten 
Huthi zu Tode kamen 
 im Gazastreifen durch die iranisch finanzierte Hamas um-
gebracht wurden 
 in Israel durch iranisch finanzierte islamische Terroristen 
ermordet wurden 

Unsere Gedanken sind bei den Familien der 
 über 100 Frauen, die in Raisis Amtszeit unter anderem we-
gen Verstößen gegen die Kleiderordnung gehenkt wurden 
 über 200 getöteten Demonstranten, die seit 2022 gegen 
Kopftuchzwang und Theokratie auf die Straße gegangen wa-
ren 
 zwischen 10 000 und 30 000 in den „Chomeini-Massa-
kern“ von 1988 durch das Regime Ermordeten. Raisi war da-
mals Mitglied des sogenannten Todes-Komitees in Teheran 
und fällte Todesurteile am laufenden Band. 
 über 800 Hingerichteten im Iran allein 2023 

Unsere Gedanken sind bei den iranischen Bürgern und ins 
Exil gezwungen Iranern, die 
 unter der ständigen Bedrohung des Regimes leben müs-
sen
 sich im täglichen Leben mittelalterlichen religiösen Bräu-
chen fügen müssen oder aber ihr Leben riskieren 
 persönliche Freiheit nur vom Hörensagen kennen 
 einem Regime ausgeliefert sind, das eines der potenziell 
reichsten Länder der Erde durch militärische Abenteuer und 
Korruption in ein Armenhaus verwandelt hat 
 mit ansehen müssen, wie die reiche persische Kultur 
durch einen rabiaten, intoleranten Islam und seine Protago-
nisten, die Mullahs, zerstört wird.“ 

Meine Herren Michel und Borrell, das haben Sie doch wohl 
eigentlich gemeint? Sie wollten doch nicht tatsächlich  um ein 
Monster wie Raisi trauern? Da bin ich mir ganz sicher, denn 
ist nicht unsere EU der Hort politischer Klugheit und morali-
scher Überlegenheit? Sollte es aber anders sein, haben Sie 
ganz gewiss nicht in meinem Namen gesprochen.   
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Zum beantragten Haftbefehl 
gegen den israelischen Minis-
terpräsidenten schreibt die 

Jetzt meinen die Juristen des 
Internationalen Strafgerichts-
hofs (ICC), in diesen ewigen 
Krisenherd eingreifen zu müs-
sen. Ausgerechnet eine Orga-
nisation, die von zwei zentra-
len Mächten in diesem Kon-
flikt, Israel und den USA, nicht 
anerkannt wird. Eine Organi-
sation, die selbst über keine 
Macht verfügt, ihre Haftbefeh-

le durchzusetzen. Und eine 
Organisation, die angewiesen 
ist, sich zurückzuhalten und 
nach Möglichkeit der örtli-
chen Justiz den Vorrang zu las-
sen, wenn relevante Straftaten 
verfolgt werden sollen. Israel 
ist ein demokratischer Rechts-
staat und hat eine unabhängi-
ge Justiz. Die israelische Bevöl-
kerung hatte diese Unabhän-
gigkeit in den vergangenen 
Jahren gegen die eigene Regie-
rung  verteidigt. Doch der ICC 
ignoriert dies einfach und 
nimmt Einfluss auf einen lau-
fenden militärischen und poli-
tischen Konflikt.

Kommentare anderer Zeitungen

Zeichnung: Harm Bengen

Sommer-Zeit

„The voter is always right“: Der Wähler 
hat immer recht, diesen Satz häm-
mert der Redner den Tagungsteil-

nehmern, die sich im 54. Stock von 747 
Third Avenue in New York versammelt 
haben, immer wieder ein. Was er davon 
hält, den Wähler, dieses unheimliche We-
sen, zu pathologisieren, hat der hochran-
gige Vertreter eines britischen Meinungs-
forschungsinstituts auch zu Protokoll ge-
geben: rein gar nichts. Ebenso wenig da-
von, dass Politiker ernsthaft glauben, es 
komme lediglich darauf an, ihre großarti-
ge Politik dem geneigten Wahlvolk besser 
zu erklären.

Brot-und-Butter-Themen

Der Wähler hat immer recht. Und er 
hat ein waches Sensorium dafür, ob die 
Politik liefert oder nicht. Doch was heißt 
im Zeitalter multipler Krisen schon „lie-
fern“? Darüber waren sich die aus einem 
Dutzend Nationen stammenden Teilneh-
mer des vom New Yorker Büro der Fried-
rich-Ebert-Stiftung veranstalteten Tagung 
„The Crisis of Liberalism. World Order in 
the 21st Century“ (Die Krise des Liberalis-
mus. Weltordnung im 21. Jahrhundert) 
überraschend einig: Die Bürger sollen ein 
gutes Leben in Wohlstand und Sicherheit 
haben. 

Konsens bestand darüber, dass künftig 
die Brot-und-Butter-Themen die Wahl-
kämpfe beherrschen werden. Wer glaub-
würdig versprechen kann, dass er Prospe-

Verantwortung 
ist gefragt

Michael Sommer über die 
Krise der liberalen Welt-
ordnung und die Realität

Zitate des Tages

Die in Gaza begangenen Verbrechen 
müssen auf höchster Ebene verfolgt 

werden, unabhängig von den Tätern.
Hadja Lahbib,
Außenministerin von Belgien, hat nach dem Antrag auf Haftbefehl 
gegen Vertreter Israels und der Hamas ihre Unterstützung für den 
Internationalen Strafgerichtshof in Den Haag bekundet. Auch das 
französische Außenministerium äußerte seine Unterstützung für 
die Anklage.
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 Israels mit der Hamas durch 
die Anklage  zurück.
Antony Blinken,
US-Außenminister, hat  Kritik an dem Vorgehen des Chefanklägers 
des Internationalen Strafgerichtshofs gegen  Israel geübt. Dass 
Haftbefehle für ­hochrangige israelische Beamte zusammen mit 
Haftbefehlen für Hamas-Terroristen beantragt worden seien, sei 
„beschämend“.

„

rität schafft oder sichert, gewinnt Wahlen. 
Einigkeit herrschte auch in der Frage, dass 
das, was wir heute die „liberale, regelba-
sierte Weltordnung“ nennen, keine Zu-
kunft hat. Die liberale Ordnung steht und 
fällt damit, dass die Vereinigten Staaten 
sie mit ihrem nach wie vor bestehenden 
militärischen Übergewicht garantieren. 
Doch die USA wollen nicht länger der 
Weltpolizist sein. Und sie können es auch 
nicht mehr. Die Decke, die sie über Eura-
sien spannen, ist zur kurz: entweder zieht 
es am Westende, in Europa und im Nahen 
Osten, oder Ostasien wird der Kälte preis-
gegeben.

Asiatischen Partner investieren

Das Dilemma befeuern revisionisti-
sche Mächte wie Russland oder China 
nach Kräften. Peking sieht es mit Wohlge-
fallen, wenn in der Ukraine und in Gaza 

Krisenherde aufploppen, die nach Ameri-
kas Engagement verlangen und Washing-
tons Aufmerksamkeit vom Westpazifik 
ablenken. 

Die asiatischen Partner der USA wollen 
nicht, dass Ostasien zur „Einflusssphäre“ 
Pekings verkommt, in der sich mittlere 
und kleinere Mächte ihre Alliierten nicht 
mehr frei aussuchen können. Tokio, 
Seoul, Bangkok und Manila bauen des-
halb vor. Sie stecken massive Investitio-
nen in ihr Militär und schmieden Bünd-
nisse: per sogenanntem „microlatera-
lism“, in dem kleinere Staaten unter locke-

rer Führung der USA Verantwortung 
übernehmen.

Moralische Autorität verwirkt

So müsste auch die Zukunft Europas 
aussehen. Doch auf dem alten Kontinent 
diskutiert man noch über strategische 
Autonomie, Zwei-Prozent-Ziele und ge-
meinsame Beschaffungsprogramme wie 
den „Leopard 3“, während rings um den 
Globus längst neue Fakten geschaffen 
werden. 

Staaten wie Indien und Pakistan sehen 
die grassierende Unübersichtlichkeit als 
Chance: Ihnen eröffnen sich im postlibe-
ralen Zeitalter neue Chancen. Von morali-
schen Appellen aus Europa, etwa in der 
Ukraine-Frage, lassen sie sich nicht beein-
drucken: Kriege sind Alltag, sagen sie. Wa-
rum erfordern sie das Handeln der Welt-
gemeinschaft, nur weil sie jetzt plötzlich 

auch vor Europas Haustür toben? Oh-
nehin hat der alte Kontinent – darin 
sind sich die Erbfeinde in Südasien 
ausnahmsweise einig – seine morali-
sche Autorität verwirkt.

Verantwortung ist gefragt

Von drei intensiven Tagen in New 
York bleibt der Eindruck, dass wir 

Europäer erst allmählich in einer Wirk-
lichkeit ankommen, in der Verantwor-
tung gefragt ist: Verantwortung der Euro-
päer für ihre eigene Sicherheit, Verant-
wortung der Regierungen dafür, dass der 
Wohlstand für die Zukunft gesichert 
bleibt. Die Ostasiaten, von Japan bis zu 
den Philippinen, machen bei unter-
schiedlichen Voraussetzungen vor, wie 
eine Politik aussehen kann, die Prioritä-
ten richtig setzt. Wie hat der Bundeswirt-
schaftsminister so weise festgestellt? „Wir 
sind von Realität umzingelt.“ Es wird Zeit, 
dass wir auch danach handeln.

Autor dieses Beitrages ist Michael Sommer. Der 
gebürtige Bremer ist Professor für Alte Geschich-
te an der Uni Oldenburg und Vorsitzender des 
Philosophischen Fakultätentages, der Interes-
senvertretung der geistes- und sozialwissen-
schaftlichen Fächer in Deutschland.
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